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Beteiligung der Träger öffentlicher Belange an Beba uungsplanver-
fahren  und vergleichbaren Satzungsverfahren  
 
"Halde V" 
 
Fristablauf für die Stellungnahme am: 02.02.2018  
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zu o.g. Verfahren wird wie folgt Stellung genommen: 
 
Am Verfahren wurden die Ämter  
 
Landwirtschaftsamt  
Amt für Umweltschutz  
 
beteiligt.  
 
Aufgrund der Fachbehördenbeteiligung liegen der Geschäftsstelle für 
Genehmigungs- und Planverfahren folgende Informationen vor: 
 
1. Landwirtschaftsamt  
 
Wie bereits in der Stellungnahme vom 10.08.2017 bzw. beim Abstim-
mungsgespräche am 19.10.2017 mitgeteilt, ist bei der Inanspruchnahme 
von land- oder forstwirtschaftlich genutzten Flächen für Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen auf agrarstrukturelle Belange Rücksicht zu nehmen, 
insbesondere sind für die landwirtschaftliche Nutzung besonders geeig-
nete Böden nur im notwendigen Umfang in Anspruch zu nehmen. Es ist 
vorrangig zu prüfen, ob der Ausgleich oder Ersatz auch durch Maßnah-
men zur Entsiegelung, durch Maßnahmen zur Wiedervernetzung von 
Lebensräumen oder durch Bewirtschaftungs- oder Pflegemaßnahmen, 
die der dauerhaften Aufwertung des Naturhaushalts oder des Land-
schaftsbildes dienen, erbracht werden kann, um möglichst zu vermeiden, 
dass Flächen aus der Nutzung genommen werden.  
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Die Art und Weise der Berücksichtigung der landwirtschaftlichen Belange ist im Umweltbericht 
noch zu ergänzen. 
 
 
 
2. Amt für Umweltschutz 
 
 
Naturschutz und Landschaftspflege 
 
Für die Umsiedlung der Zauneidechse sowie evtl. weiterer erfüllter Verbotstatbestände nach § 
44 BNatSchG (Feuerfalter, Nachtkerzenschwärmer) wurden Ausnahmen beim Regierungsprä-
sidium gestellt und am 01.09.2017 positiv beschieden. 

 
Die Eingriffs-/ Ausgleichsbilanzierung wird akzeptiert.  
Der planexterne Ausgleich "Breitgarten" wird kritisch gesehen. Es ist sehr ambitioniert, auf 
einem Ackerstandort eine Magerweise zu installieren. Für den vorliegenden Bebauungsplan 
mag das entstandene Defizit mit der Maßnahme Breitgarten auszugleichen sein. Ob der prog-
nostizierte Überschuss von 164.175 Ökopunkten, der dem kommunalen Ökokonto gutge-
schrieben werden soll, aber wirklich realisierbar ist, ist fraglich. Bei einer späteren Zuordnung 
dieses Überschusses wird überprüft werden müssen, ob sich wirklich eine Magerweise etab-
liert hat, oder ob es sich lediglich um eine Fettwiese handelt. 

 
 

Immissionsschutz 
 
Es bestehen keine Bedenken. 

 
 

Grundwasserschutz 
 
Es bestehen keine Bedenken. 

 
 

Bodenschutz 
 
In den aktuell eingereichten Unterlagen ist ein Umweltbericht mit einer Eingriffs-
/Ausgleichsbilanzierung enthalten. Die Bewertung der natürlichen Bodenfunktionen im Bestand 
wurde korrekt ermittelt. Demnach sind im Planbereich überwiegend Böden mit einer Gesamt-
bewertung von 3,67 (sehr hoch) und 2,67 (hoch) vorhanden, welche durch die Versiege-
lung/Bebauung beeinträchtigt bzw. zerstört werden. 
Die Bilanzierung der Eingriffsschwere ergibt ein Ausgleichsdefizit von 430.300 ÖP allein für 
das Schutzgut Boden. Insgesamt entsteht ein Ausgleichsbedarf von 455.775 ÖP. Aufgrund der 
Hochwertigkeit der anstehen Böden sind die Eingriffe in das Schutzgut Boden gravierend, ent-
sprechend hoch fällt der Ausgleichsbedarf aus. 

 
Im Grundsatz wird die Bilanzierung der Eingriffe in das Schutzgut Boden akzeptiert. Folgendes 
sollte jedoch nochmals geprüft bzw. überarbeitet werden: 

 
1) Die Bereiche, die als "teilversiegelt, wasserdurchlässig" bezeichnet werden, sollten weniger 
hochwertig bewertet werden. Derzeit wird hier von einer Gesamtbewertung von 1 (1-1-1) aus-
gegangen. Hierzu ist anzumerken, dass teilversiegelte Flächen in der Regel einen tragfähigen, 
technischen Unterbau aufweisen. Der humose Oberboden fehlt in der Regel vollständig, der 
anstehende Unterboden teilweise. Es verbleibt lediglich eine Restfunktionserfüllung für die 
Bodenfunktion Ausgleichskörper im Wasserkreislauf. Die Funktionen natürliche Bodenfrucht-
barkeit und Filter/Puffer sind nicht mehr anzunehmen. Daraus würde sich eine Gesamtbewer-
tung dieser Bereiche von 0,33 bzw. 1,32 ÖP/m² ergeben. 
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2) Bzgl. der Dachbegrünung und der Überdeckung der baulichen Anlagen wird darauf hinge-
wiesen, dass hierbei zu beachten ist, dass diese unter anteiliger Verwendung von Oberbo-
denmaterial erfolgen sollte. Dies ist, ebenso wie die im Umweltbericht auf S. 15 geforderte 
Mindestsubstratmächtigkeit von 10 cm, im Textteil des Bebauungsplanes festzuschreiben. 

 
Um den Kompensationsbedarf von insgesamt 455.775 ÖP auszugleichen sind planexterne 
Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen (teilweise bereits umgesetzt), welche den Feldbrütern 
(A3), den Eidechsen (A4) oder dem Nachtkerzenschwärmer (A5) zugutekommen sollen. Au-
ßerdem ist die Umwandlung von Acker in Grünland vorgesehen (E1).  

 
Bzgl. der Maßnahme A4 wird darauf hingewiesen, dass durch diese Maßnahme selbst wiede-
rum ein Eingriff in das Schutzgut Boden erfolgt. Im Bereich der Steinschüttungen (2.534 m²) 
werden die natürlichen Bodenfunktionen beeinträchtigt. Bislang wurde dies bei der Bilanzie-
rung nicht berücksichtigt und sollte noch nachgeholt werden. 

 
Die ursprünglich angedachte Ausgleichsmaßnahme eines Oberbodenauftrags zur Bodenver-
besserung ist damit als Ausgleichsmaßnahme nicht mehr aktuell. Aus den Unterlagen kann 
jedoch entnommen werden, dass derzeit die Möglichkeit des Oberbodenauftrags noch geprüft 
wird, was durchaus begrüßt wird. Dass diese Art der Ausgleichsmaßnahme im Zusammen-
hang mit diesem Bebauungsplan nicht weiter verfolgt wird, ist aus Sicht des Bodenschutzes 
sehr bedauerlich, da mit der Umsetzung des Bebauungsplanes erhebliche Eingriffe in das 
Schutzgut Boden verbunden sind bzw. sehr hochwertige Böden unwiederbringlich zerstört 
werden.  

 
Eine sinnvolle Verwertung des anfallenden Oberbodens ist in jedem Fall weiter zu prüfen bzw. 
voranzutreiben. Eine Deponierung dieses hochwertigen Oberbodens ist unzulässig.  
Es wird begrüßt, dass unter Hinweise zum Bodenschutz (C2) eine bodenkundliche Baubeglei-
tung und die Erstellung eines Bodenmanagementkonzepts festgelegt wurden. Wie in der vor-
angegeben Stellungnahme bereits dargestellt, sind für eine solide Datengrundlage für das 
BMK neben der Baugrunduntersuchung auch bodenkundliche Untersuchungen erforderlich. In 
der vorangegangenen Stellungnahme wurden bereits die Inhalte des BMK dargestellt, auf die-
se wird verwiesen. 

 
Es wird zudem darum gebeten die Inhalte des beiliegenden Merkblattes "Bodenschutz bei 
Baumaßnahmen" zu beachten und diese in den Textteil des Bebauungsplanes aufzunehmen. 
Alternativ kann auch das Merkblatt den Unterlagen beigefügt werden. 

 
 

Altlasten und Schadensfälle 
 
Es bestehen keine Bedenken. 

 
 

Kommunale Abwasserbeseitigung 
 
Für die Flächenkanalisation des Baugebietes und das geplante Regenrückhaltebecken ist 
nach § 48 Absatz 1 Nr. 1 Wassergesetz eine wasserrechtliche Genehmigung der unteren 
Wasserbehörde erforderlich. Ein entsprechender Antrag wurde dem Amt für Umweltschutz des 
Landratsamtes Rems-Murr-Kreis vorgelegt und wird derzeit bearbeitet. 

 
INFO: 
Starkregenereignisse und die damit verbundenen hohen Schäden rücken immer stärker ins 
Blickfeld des öffentlichen Interesses. Auch in Zukunft ist infolge der Klimaerwärmung mit einer 
Zunahme von extremen Niederschlagsereignissen zu rechnen. Daher stellt sich gerade auch 
aus kommunaler Sicht die Frage, was getan werden kann, um entsprechende Schäden in Zu-
kunft zu vermeiden oder zumindest zu minimieren. Für ein individuelles Beratungsangebot 
zum Starkregenrisikomanagement stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 
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Hierzu können Sie sich an Herrn Robert Kellner (Tel.: 07151/501-2758, E-Mail: 
r.kellner@rems-murr-kreis.de) wenden. 

 
 

Gewässerbewirtschaftung  
 
Es bestehen keine Bedenken. 

 
 

Hochwasserschutz und Wasserbau 
 
Es bestehen keine Bedenken. 

 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
S. Voigt 
 
Anlagen 
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Für die Verbände:
BUND-Ortsverband Weinstadt:
Thoman Wagenhoff
Mail: thomwagen@gmx.de

LNV-Arbeitskreis Rems-Murr-Kreis:
Robert Auersperg
Mail: Robert.Auersperg@lnv-bw.de

NABU-Ortsgruppe Weinstadt:
Klaus-Dieter Meissner

Mail: klausdieter.meissner@t-online.de

Arbeitskreis Rems-Murr-Kreis

Naturschutzbund
Deutschland e.V.
Ortsgruppe Weinstadt

Bund für Umwelt und
Naturschutz Deutschland e.V.
Ortsverband Weinstadt

LNV-AK Rems-Murr-Kreis, Robert Auersperg, Ziegeleistr. 28, 71384 Weinstadt

Baldauf – Architekten und Stadtplaner GmbH
Schreiberstr. 27
Frau Christiane Schäfer
70199 Stuttgart

Mail: c.schaefer@baldaufarchitekten.de

Weinstadt, 31.01.2018

Ihr Schreiben vom 18.12.2017
Bebauungsplan und Örtliche Bauvorschriften „Halde V“, Stadt Weinstadt
Benachrichtigung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange von der
Auslegung gemäß §3 BauGB und gleichzeitige Einholung der Stellungnahmen
gemäß §4 Abs. 2 BauGB

Sehr geehrte Frau Schäfer,
sehr geehrte Damen und Herren,

vielen Dank für die Zusendung weiterer Unterlagen und die Möglichkeit der Abgabe einer
gemeinsamen Stellungnahme des
Landesnaturschutzverband BW (LNV), Arbeitskreis Rems-Murr-Kreis, als Dachverband der
Naturschutzverbände,
Bund für Umwelt- und Naturschutz Deutschland (BUND), Ortsverband Weinstadt
Naturschutzbund Deutschland (NABU), Ortsgruppe Weinstadt
Die Ortsgruppen des BUND, des NABU und der LNV-Arbeitskreis Rems-Murr-Kreis sind von
den jeweiligen Landesverbänden bevollmächtigt, eigenständige Stellungnahmen abzugeben.

CEF-Maßnahmen – Zauneidechsen, Großer Feuerfalter, Nachtkerzenschwärmer
Diese erforderlichen und bereits eingeleiteten Maßnahmen wurden anlässlich einer
Besprechung in Beutelsbach ausführlich erörtert. Die Vertreter der Naturschutzverbände sind
mit den bisher eingeleiteten Schritten einverstanden.
Zugesagt wurde, dass den Naturschutzverbänden regelmäßig die Monitoringberichte
zugesandt werden.

Externe Ausgleichsmaßnahme E1: Entwicklung einer Magerwiese, Breitgärten,
Flurstück Nr. 4452
Diese ehrgeizige Maßnahme wird von den Naturschutzverbänden begrüßt. Der NABU-
Ortsverband Weinstadt hat angeboten, aus einem geeigneten Grundstück Mahd zur
Mahdgutübertragung zur Verfügung zu stellen.
Die Entwicklung und Etablierung zu einer Magerwiese soll dokumentiert werden, um ggf. die
Unterhaltungsmaßnahmen zu korrigieren.
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Erhaltung der Bäume Metzgeräckerstraße
Geplant ist, dass vier alte Obstbäume in diesem Bereich aus „optischen Gründen“ entfernt
werden sollen. Diese Maßnahme wird von den Naturschutzverbänden abgelehnt. Aus den
Kontrollblättern ergibt sich keine Notwendigkeit, diese Bäume aus Gründen der
Verkehrssicherheit zu entfernen. Gerade alte Bäume sind aufgrund von Spalten und
Baumhöhlen ökologisch bedeutend. Wir meinen, dass durch geeignete Pflegemaßnahmen die
Vitalität der Bäume verbessert werden kann.
Vor einer eventuellen Entfernung sind die Bäume zu untersuchen, ob Lebensräume für
Höhlenbrüter und Fledermäuse vorhanden sind.

Aus unserer Stellungnahme vom 10.08.2017:

Fuß- und Radweg
Da immer mehr E-Bikes benutzt werden, ist es gerade für ältere Mitbürger leichter als bisher
möglich, mit diesen ins Ortszentrum von Endersbach zu gelangen. Auch sollten Schüler
gefahrlos mit dem Fahrrad zur Grundschule und zum Bildungszentrum fahren können. Zur
Förderung des umweltfreundlichen Radverkehrs ist deshalb ein entsprechendes
Radwegekonzept zu erarbeiten.

ÖPNV
Dazu fehlen im Bebauungsplan Angaben. Wir bitten zu prüfen, ob in der Nähe von Halde V
eine Bushaltestelle (Buslinie 206) eingerichtet werden kann.

Öffentliche Grünflächen und Dachbegrünung
Wir wiederholen unseren Hinweis, dass ausschließlich artenreiche Mischungen zur Steigerung
der Artenvielfalt verwendet werden sollen. Die Auswahl ist so zu treffen, dass der
Pflegeaufwand gering bleibt.

Begrünung der privaten Grundstücksflächen und Einfriedungen
Wir bitten die Stadt Weinstadt, die Bauherren über den Bebauungsplan hinaus auf das
Pflanzgebot und auf die Pflanzliste hinzuweisen. Erfolgt dies nicht, kann es - wie im
Neubaugebiet „Benzach“ passiert - zur überwiegenden Anpflanzung von ökologisch
minderwertigen Lorbeergewächsen kommen.

Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen

Robert Auersperg für die Verbände LNV, BUND und NABU





 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://www.stadtklima-stuttgart.de/index.php?klima_sonnenstand 

 

https://rechneronline.de/sehwinkel/schattenwurf.php
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